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I. TEIL 

Einführung 

I. Problemstellung der Arbeit 

In einer Lehrveranstaltung zum Einkommensteuerrecht von Herrn 
Professor Soell, in der ich als sein damaliger wissenschaftlicher Assistent 
das Kapitel "Gewinnermittlung" übertragen bekommen hatte, erörter-
ten wir auch den Begriff des "Wirtschaftsgutes". 

Es handelt sich hierbei um einen der gesetzestechnischen Zentral-
begriffe im Bilanzsteuerrecht mit unmittelbarer Bedeutung für jeden 
Bilanzierenden. 

Dieser Begriff, über dessen einzelne Merkmale das Gesetz schweigt, 
unterliegt seit Jahrzehnten bis heute einem ständigen, oft kontroversen 
Ringen der Rechtsprechung und Literatur um Inhalt und Umfang. Eine 
Reihe von wissenschaftlichen Arbeiten (auf die an gegebenem Orte 
jeweils verwiesen wird) beschäftigte sich bereits mit den hier anstehen-
den Fragen, indem sie je nach Standort des Verfassers diese oder jene 
Aspekte herausstellten. In fast allen diesen Abhandlungen - die über-
wiegend von Wirtschaftswissenschaftlern stammen - fehlt aber der 
spezifisch juristische Ansatzpunkt und insbesondere auch die Einbettung 
der hier oftmals überbetonten betriebswirtschaftliehen Bilanzierungs-
theorien in den von der Rechtsordnung vorgegebenen Rahmen der 
Dogmatik und Methodik. 

Die vorliegende Arbeit versteht sich deshalb bewußt als juristische 
Untersuchung und nicht als Bearbeitung eines Grenzgebietes zwischen 
Recht und Betriebswirtschaftslehre, auch wenn einigen bilanztheoreti-
schen Fragen - wegen des besseren Verständnisses - ein breiterer 
Bereich eingeräumt worden ist. So wird schwerpunktmäßig gerade den 
grundlegenden Rechtsfragen der Verfassungsmäßigkeit unbestimmter 
Rechtsbegriffe, sowie deren Einteilung und der Möglichkeit ihrer An-
wendung im Einzelfall nachgegangen, wobei dem unbestimmten Rechts-
begriff "Wirtschaftsgut" besondere Aufmerksamkeit zu widmen war. 

Es ist mir - nicht zuletzt dank des erfahrenen Rates von Herrn Pro-
fessor, Senatspräsident i. R. W. Hartz - von Anfang an klar gewesen, 
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daß die Arbeit damit einen Bogen spannt,_ der 9-en Rahmen einer Disser-
tation übersteigen mag. 

Ich habe dennoch das Thema nicht eingegrenzt und der Versuchung 
widerstanden, nur einen oder einige Teilaspekte zu bearbeiten, denn 
der Reiz des Themas bestand gerade darin, von dem verfassungsmäßigen 
Ansatz bis zur Frage der Rechtsanwendung vorzudringen. 

11. Untersuchungsziel der Arbeit 

Schon vom Thema der Arbeit her gesehen ist es nicht möglich, ein ein-
ziges Untersuchungsziel zu definieren. Vielmehr sind hier bereits die 
beiden Hauptbereiche deutlich, einmal die Frage der Verfassungsmäßig-
keit unbestimmter Rechtsbegriffe - modifiziert durch den im Steuer-
recht geltenden Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit - zum anderen 
der große Problemkreis ihrer Ausfüllung durch Verwaltung sowie 
Rechtsprechung und damit auch die Methode der Rechtsanwendung. 

Zwischen diesen beiden Polen steht in dieser Arbeit als verbindendes 
Mittelstück der unbestimmte Begriff des "Wirtschaftsgutes" mit seinem 
breiten betriebswirtschaftlich-bilanzrechtlichen Hintergrund, der zu er-
läutern, aber auch an den Untersuchungsergebnissen der beiden Haupt-
bereiche zu messen war. 

Daneben gerieten die Überlegungen immer wieder in die Randzonen 
wichtiger und interessanter Fragestellungen, die selbst schon umfang-
reiches wissenschaftliches Schrifttum repräsentieren. Nur z. B. seien ge-
nannt das Stichwort "Richterrecht" (auch im Steuerrecht?), die Über-
legungen der Verfassungs-Enquete-Kommission zu Art. 80 Abs. 1 S. 2 
GG, oder die Gemeinsamkeiten bzw. Unterschiede von Verwaltungs-
und Steuerrecht, die neuerdings unter dem Schlagwort "kompetenziell" 
bedingte Freiräume der Verwaltung in der Methodenlehre zum Tragen 
kommen. 

111. Erläuterung des Untersuchungsweges 

Die Arbeit geht im II. Teil, 1. Kapitel, von der Überlegung aus, daß 
unbestimmte Rechtsbegriffe der Fallindividualität dienen, also eine Ver-
mittlerrolle im möglichen Zielkonflikt Rechtssicherheit-Gerechtigkeit 
einnehmen und versucht eine Einteilung derselben. 

Die Überlegung, durch unbestimmte Rechtsbegriffe in Gesetzen die 
Einzelfallgerechtigkeit zu fördern, führt notwendig zur Frage, ob das 
unbeschränkt auch im Steuerrecht möglich ist, welches unter dem Ver-
fass1mgs-Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit steht. Dieser Grundsatz 
stellt Steueransprüche unter das Gebot vorheriger Festlegung der ein-
zelnen Voraussetzungen. 



I. Einführung 15 

Das 2. Kapitel beschäftigt sich daher mit den rechtlichen Wurzeln dP.r 
Tatbestandsmäßigkeit und mit der Frage, wann und welche unbestimm-
te(n) Rechtsbegrüfe mit diesem Gebot vereinbar sind. Hier muß not-
wendigerweise dem Rechtsstaatsprinzip und Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG sowie 
der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ein brei-
ter Raum gewährt werden. 

Im III. Teil, 1. Kapitel, der Arbeit wird erörtert, ob das "Wirtschafts-
gut" im Rahmen der Einteilung unbestimmter Rechtsbegriffe als "wert-
gefüllter, normhaltiger Rechtsbegriff" eingestuft werden kann. Dazu 
erschien es mir erforderlich, zum besseren Verständnis zuerst den 
bilanzrechtlichen, betriebswirtschaftlich-bilanztheoretischen Zusammen-
hang zwischen "Wirtschaftsgut", Steuer- und Handelsbilanz, sowie 
statischer und dynamischer Bilanzauffassung darzustellen. 

Danach wird die jahrzehntelange Entwicklung in Rechtsprechung und 
Literatur zu diesem Begriff aufgezeigt. 

Das 2. Kapitel schlägt dann die Brücke von der verfassungsmäßig ge-
forderten Bestimmtheit zur Rechtsanwendung bei unbestimmten Rechts-
begriffen und geht intensiver auf unterschiedliche Auffassungen in der 
Methodenlehre zur Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe ein. 

Nach jedem Kapitel in den beiden Hauptteilen II. und III. wurde zur 
besseren Übersicht eine kurze Zusammenfassung angefügt. 
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